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Revision kommunales Erschliessungsgesetz - Wassergebühren 

 

Von diesem Geschäft tangierte Erlasse (SRS Nummern) 

Neu: – 
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Geltendes Recht Entwurf (Änderungen sind rot markiert) Notizen 

 [Geschäftstitel]  

 Der [Autor]  

 beschliesst:  

 I.  

 Der Erlass SRS 7.4.3-1 (Kommunales Erschlies-
sungsgesetz vom 29. April 2019) (Stand 1. Novem-
ber 2019) wird wie folgt geändert: 

 

Kommunales Erschliessungsgesetz   

vom 29. April 2019   

Der Gemeinderat,   

beschliesst: 
 
 
 
 
 
 
 
 
 

  

https://domat-ems.tlex.ch/data/7.4.3-1/de
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1 Allgemeines   

Art.  1 
Geltungsbereich und Zweck 

  

1 Dieses Gesetz gilt für das ganze Gemeindegebiet. 
Es ordnet gestützt auf das Baugesetz und den Gene-
rellen Erschliessungsplan die Ausgestaltung, die Be-
nützung, den Unterhalt, die Erneuerung und die Fi-
nanzierung der Wasserversorgung, der Abwasser-
entsorgung und der Verkehrsanlagen. Zudem enthält 
es Bestimmungen zur Energieversorgung und zur 
Nutzung des Grundwassers. 

  

2 Für Anlagen der Wasserversorgung, Abwasserent-
sorgung und Verkehrserschliessung, die im Rahmen 
einer Areal- oder Quartierplanung geplant und erstellt 
werden, gelten die Bestimmungen der Raumpla-
nungsgesetzgebung über die Areal- bzw. Quartier-
planung. Soweit besondere Vorschriften fehlen, sind 
die Bestimmungen dieses Gesetzes auch im Areal- 
und Quartierplanverfahren massgebend. 

  

3 Die Baubehörde kann für Liegenschaften, welche 
nicht an die Gemeindeanlagen angeschlossen wer-
den können, den Anschluss an die Wasserversor-
gungs- und/oder Abwasseranlagen einer Nachbarge-
meinde bewilligen oder anordnen, sofern eine ent-
sprechende vertragliche Regelung zwischen den Ge-
meinden besteht. Unter der gleichen Voraussetzung 
werden Liegenschaften auf dem Gebiet von Nach-
bargemeinden an die Anlagen der Gemeinde ange-
schlossen. 
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Art.  2 
Wasserversorgung 

  

1 Die Gemeinde erstellt und betreibt eine eigene 
Wasserversorgung und eine Hydrantenanlage. Sie 
trifft die notwendigen Massnahmen zum Schutz und 
zur Sicherung des Trinkwassers. 

  

2 Die räumliche Ausdehnung der Gemeindewasser-
versorgung und des Hydrantennetzes richtet sich 
nach dem Generellen Erschliessungsplan. Die Aus-
führung der Anlagen erfolgt innerhalb der im Er-
schliessungsprogramm festgelegten Fristen. 

  

Art.  3 
Abwasserentsorgung 

  

1 Die Gemeinde erfüllt die ihr von der Gesetzgebung 
des Bundes und des Kantons übertragenen Aufga-
ben im Zusammenhang mit der Abwasserentsor-
gung, soweit einzelne Aufgaben nicht von Dritten 
(Abwasserbewirtschafter) wahrgenommen werden. 

  

Art.  4 
Verkehrsanlagen 

  

1 Die Gemeinde erstellt und unterhält im Rahmen des 
Generellen Erschliessungsplanes und des Erschlies-
sungsprogramms sowie entsprechend den Vorgaben 
der Areal- bzw. Quartierpläne die öffentlichen Ver-
kehrsanlagen. 
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Art.  5 
Stromversorgung 

  

1 Die Versorgung der Gemeinde mit elektrischer 
Energie wird gestützt auf die entsprechenden 
Rechtsgrundlagen durch den jeweiligen Netzbetrei-
ber wahrgenommen. Die Gemeinde sorgt in diesem 
Rahmen für eine sichere, ausreichende, effiziente 
und umweltgerechte Versorgung. 

  

2 Davon ausgenommen ist das Arealnetz der Ems-
Chemie AG. 
 

  

Art.  6 
Nutzung des Grundwassers  

Art.  6 
Nutzung des Grundwassers und von öffentlichen Quellen 

Ergänzung aufgrund der Ergänzung in Abs. 2. 

1 Das Grundwasser steht im Eigentum und unter der 
Hoheit der Gemeinde (öffentliches Gewässer). 

 vgl. Art. 121 EG zum ZGB 

2 Die Nutzung des Grundwassers bedarf einer Kon-
zession der Gemeinde, die Einzelheiten werden im 
vorliegenden Gesetz geregelt. 

2 Die Nutzung des Grundwassers sowie des Wassers 
von öffentlichen Quellen bedarf einer Konzession der 
Gemeinde, die Einzelheiten werden im vorliegenden 
Gesetz geregelt. 

Die Regelung kann sich nicht auf Quellen im Privatei-
gentum beziehen. Ob eine Quelle als privates oder 
öffentliches Gewässer gilt, richtet sich nach dem eid-
genössischen und kantonalen Recht (vgl. Art. 664 
und 704 ZGB sowie Art. 113, 114, 119 und 121 EG 
zum ZGB. 

Art.  7 
Energetische Nutzungen 

  

1 Die Baubehörde kann im Rahmen von Quartier- 
und Arealplänen die Art und Weise der Versorgung 
mit Energie (Wärme / Kälte) vorschreiben. Sie kann 
zu diesem Zweck Vorschriften über die Versorgung 
und den Anschluss der einzelnen Grundstücke an 
energetische Versorgungsnetze erlassen. 
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Art.  8 
Vorbehalt des übergeordneten Rechts 

  

1 Soweit das vorliegende Gesetz keine besonderen 
Bestimmungen enthält, gelten allgemein die Vor-
schriften des Gemeindebaugesetzes sowie des kan-
tonalen Raumplanungsgesetzes (KRG und KRVO). 

  

2 Vorbehalten bleiben ferner die einschlägigen Vor-
schriften des eidgenössischen und kantonalen 
Rechts sowie vertragliche und hoheitliche Regelun-
gen Dritter im Bereich der Abwasserentsorgung so-
wie des Netzbetriebs. 
 

  

2 Wasserversorgung   

2.1 Allgemeines   

Art.  9 
Einteilung der Wasserversorgungsanlagen 

  

1 Die Wasserversorgungsanlagen werden nach ihren 
Eigentümern eingeteilt in Gemeindeanlagen und pri-
vate Anlagen. 

1 Die Wasserversorgungsanlagen werden nach ihrer 
Eigentümerschaft eingeteilt in Gemeindeanlagen und 
private Anlagen. 

 

2 Gemeindeanlagen sind die von der Gemeinde er-
stellten und betriebenen Wasserversorgungsanlagen 
wie Wasserfassungen, Brunnenstuben, Wasserre-
servoirs, Druckreduzierstationen, Pumpwerke, Was-
serversorgungs- und Hydrantenleitungen, Löschwas-
sereinrichtungen, Hydranten oder öffentliche Brun-
nen. 
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3 Private Anlagen sind die von Privaten erstellten und 
betriebenen Wasserversorgungsanlagen wie Haus-
zuleitungen einschliesslich zugehörige Absperrvor-
richtungen (Schieber), Druckreduzierventile, Leitun-
gen im Innern von Gebäuden oder private Brunnen. 

  

4 Die Gemeinde führt einen Katasterplan über die auf 
Gemeindegebiet gelegenen öffentlichen und privaten 
Wasserversorgungsanlagen. Neue Leitungen sind im 
Katasterplan jeweils nachzuführen. Die Kosten der 
Nachführung gehen zulasten der Grundeigentümer, 
welche die Nachführung verursacht haben. 
 

4 Die Gemeinde führt einen Katasterplan über die auf 
Gemeindegebiet gelegenen öffentlichen und privaten 
Wasserversorgungsanlagen. Neue Leitungen sind im 
Katasterplan jeweils nachzuführen. Die Kosten der 
Nachführung gehen zulasten der Grundeigentümer-
schaft, welche die Nachführung verursacht hat. 
 

 

Art.  10 
Anschlusspflicht 

  

1 Im Bereich der Gemeindewasserversorgung sind 
alle Neubauten mit Wasserbedarf an die öffentlichen 
Leitungen anzuschliessen. In ausserordentlichen Fäl-
len kann die Baubehörde private Wasserversorgun-
gen bewilligen. 

  

2 Bestehende Bauten und Anlagen sind anzuschlies-
sen, soweit deren Anschluss zweckmässig und zu-
mutbar ist. Die Baubehörde bestimmt den Zeitpunkt 
des Anschlusses. 

2 Bestehende Bauten und Anlagen sind anzuschlies-
sen, soweit deren Anschluss zweckmässig und zu-
mutbar ist. Die Gemeinde bestimmt den Zeitpunkt 
des Anschlusses. 

Mit der offeneren Formulierung richtet sich die Zu-
ständigkeit nach der kommunalen Regelung gemäss 
Organisationsgesetz.  

3 Bei Neubauten ist bei Baubeginn ein provisorischer 
Anschluss für das Bauwasser zu erstellen. Der defi-
nitive Anschluss erfolgt während der Bauausführung, 
auf jeden Fall vor Bezug der Liegenschaft. 

3 Bauwasser für Neubauten ist über den Wasseran-
schluss des Baugrundstücks zu beziehen. In beson-
deren Fällen kann die Gemeinde provisorische An-
schlüsse oder ausnahmsweise die Benützung von 
Hydranten bewilligen. Der definitive Anschluss erfolgt 
während der Bauausführung, auf jeden Fall vor Be-
zug der Liegenschaft. 

Formulierung analog zu BVR-Mustergesetz 
 

4 Die Anschlussbewilligung wird im Baubewilligungs-
verfahren erteilt. 
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Art.  11 
Anschluss 

  

1 Die Gemeinde bestimmt die Anschlussstelle und 
die Art des Anschlusses. 

  

2 In der Regel ist für jedes Grundstück ein eigener 
Anschluss zu erstellen. Die Baubehörde kann Aus-
nahmen verfügen oder auf Gesuch hin bewilligen. 
Bei Teilung von Grundstücken kann für jeden Teil ein 
eigener Anschluss vorgeschrieben werden. 

  

3 Die Gemeinde bestimmt, ob der Zusammenschluss 
der privaten mit den öffentlichen Anlagen durch die 
Gemeinde oder die Gesuchstellenden auszuführen 
ist. 

  

 Art.  11a (neu) 
Schliessen und Rückbau von Anschlüssen 

Schliessen und Rückbau von Anschlüssen ist dog-
matisch in einer eigenen Bestimmung zu regeln. 

 1 Wird in angeschlossenen Bauten und Anlagen über 
längere Zeit kein Wasser benötigt, ist die Anschluss-
leitung zu Lasten der Grundeigentümerin oder des 
Grundeigentümers zu schliessen. 

 

 2 Wird in angeschlossenen Bauten und Anlagen kein 
Wasser mehr benötigt, ist die Anschlussleitung zu 
Lasten der Grundeigentümerin oder des Grundeigen-
tümers stillzulegen resp. rückzubauen. 

 

2.2 Ausgestaltung und Benützung   

Art.  12 
Grundsatz 

  

 1 Jegliche Eingriffe in die öffentliche Wasserversor-
gungsanlagen erfordern eine Bewilligung. 

Dieser Grundsatz wurde neu ergänzt. 
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1 Alle Wasserversorgungsanlagen sind nach den an-
erkannten Regeln der Baukunde und der Wasserver-
sorgungstechnik zu erstellen und zu betreiben. 

Abs. 1 wird zu Abs. 1bis  

2 Soweit besondere technische Vorschriften in die-
sem Gesetz fehlen, trifft die Baubehörde im Baube-
willigungsverfahren die notwendigen Anordnungen. 
Dabei kann sie sich an den einschlägigen Normen 
und Empfehlungen der Fachverbände orientieren. 

  

3 Arbeiten an privaten Wasserversorgungsanlagen, 
die an die Anlage der Gemeinde angeschlossen 
sind, dürfen nur durch ausgewiesene Fachleute aus-
geführt werden. 

  

Art.  13 
Abnahme 

  

1 Die Fertigstellung von Wasserversorgungsanlagen 
ist der Baubehörde vor dem Eindecken zu melden. 
Die Baubehörde oder eine von der Gemeinde beauf-
tragte Fachperson kontrolliert die Anlagen, insbeson-
dere die Ausführung von Leitungsanschlüssen an die 
öffentliche Wasserversorgung, und ordnet die Behe-
bung allfälliger Mängel an. 

1 Die Fertigstellung von Wasserversorgungsanlagen 
ist der Gemeinde vor dem Eindecken zu melden. Die 
Gemeinde oder eine von der Gemeinde beauftragte 
Fachperson kontrolliert die Anlagen, insbesondere 
die Ausführung von Leitungsanschlüssen an die öf-
fentliche Wasserversorgung, und ordnet die Behe-
bung allfälliger Mängel an. 

Mit der offeneren Formulierung richtet sich die Zu-
ständigkeit nach der kommunalen Regelung gemäss 
Organisationsgesetz. 

 2 Die Lage der Leitungen ist von der Bauherrschaft 
im offenen Graben durch eine Geometerin oder ei-
nen Geometer einmessen zu lassen. In begründeten 
Ausnahmen und nach Rücksprache mit dem Bauamt 
ist die Übernahme aufgrund der von der Bauherr-
schaft erstellten Pläne des ausgeführten Werks mit 
der genauen Lage aller Wasserversorgungsanlagen 
möglich. In diesem Fall kann die Gemeinde nicht für 
Schäden haftbar gemacht werden, die aufgrund un-
genauer Pläne entstanden sind. 
 
 

Nachführungen Leitungskataster und Absicherung 
für Schäden. 
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 Art.  13a (neu) 
Wasserleitungen 

Formulierung entspricht BVR-Mustergesetz 

 1 Für alle Wasserleitungen darf nur einwandfreies 
Material verwendet werden, welches dem Wasser-
druck von mindestens 16 bar standhält. 

 

 2 Beim Anschluss an die Gemeindeleitung ist ein 
Schieber einzubauen und mit einer Schiebertafel zu 
versehen. Der Schieber bildet Zugehör der An-
schlussleitung und steht im Privateigentum. 

 

 3 Wasserleitungen sind frostsicher zu verlegen und in 
das Gebäude einzuführen. 

 

 4 Bei kombinierten Trink- und Brauchwasseranlagen 
sind Massnahmen zu treffen, um einen Rückfluss 
des Brauchwassers auszuschliessen. 

Kieswerke, Betonwerke 

 Art.  13b (neu) 
Druckverhältnisse 

Formulierung analog zu BVR-Mustergesetz 

 1 Ist der Druck im Leitungsnetz zu gross, sind bei der 
Leitungseinführung in das Gebäude Druckreduzier-
ventile einzubauen. Alle damit verbundenen Kosten 
sowie Schäden, die bei Missachtung dieser Vor-
schrift entstehen, gehen zu Lasten der Grundeigen-
tümerinnen und Grundeigentümer. 

 

 2 Genügt der Druck im Leitungsnetz nicht, können mit 
Zustimmung der Gemeinde die notwendigen Vorkeh-
rungen zur Druckerhöhung getroffen werden. Alle da-
mit verbundenen Kosten gehen zu Lasten der Grund-
eigentümerinnen und Grundeigentümer. 

 

 3 Wasserverluste sind der Gemeinde unverzüglich zu 
melden. 

 



- 10 - 
 
 

 

Geltendes Recht Entwurf (Änderungen sind rot markiert) Notizen 

Art.  14 
Wasserzähler 

  

1 In allen an die Wasserversorgung angeschlossenen 
Gebäuden sind bei der Leitungseinführung an einem 
gut zugänglichen Ort Wasserzähler einzubauen. Vor 
und nach dem Wasserzähler sind Absperrventile an-
zubringen. Es ist untersagt, der Anlage vor dem Zäh-
ler Wasser zu entnehmen. 

1 In allen an die Wasserversorgung angeschlossenen 
Gebäuden sind bei der Leitungseinführung an einem 
gut zugänglichen Ort manuell ablesbare oder elektro-
nisch auslesbare Wasserzähler einzubauen. Vor und 
nach dem Wasserzähler sind Absperrventile anzu-
bringen. Es ist untersagt, der Anlage vor dem Zähler 
Wasser zu entnehmen. 

Einbau von Smart-Meter 

2 Die Wasserzähler werden ausschliesslich von der 
Gemeinde geliefert und bleiben in deren Eigentum. 
Revisionen von Zählern gehen zu Lasten der Ge-
meinde. Die Zugänge zum Wasserzähler sind freizu-
halten.  

2 Die Wasserzähler werden ausschliesslich von der 
Gemeinde geliefert und bleiben in deren Eigentum. 
Revisionen von Zählern gehen zu Lasten der Ge-
meinde. Die Zugänge zum Wasserzähler sind freizu-
halten. Die Art des Wasserzählers wird durch die Ge-
meinde bestimmt. 

 

3 Schäden an Wasserzählern, die durch Nachlässig-
keit von Privaten verursacht werden, gehen zu deren 
Lasten. Wird die Messung des Wasserverbrauches 
beanstandet, ist der Zähler einer amtlichen Prüfung 
zu unterziehen. Liegt die Abweichung ausserhalb der 
genormten Verkehrsfehlergrenze gemäss Angaben 
des Schweizerischen Vereins des Gas- und Wasser-
faches (SVGW), gehen die Kosten der Prüfung zu 
Lasten der Gemeinde, andernfalls zu Lasten des Pri-
vaten. 

  

Art.  15 
Bezugsrecht 

  

1 Die Gemeinde liefert grundsätzlich Wasser im Rah-
men des normalen Verbrauchs für Grundstücke im 
Baugebiet. 
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2 Die Wasserabgabe für gewerbliche, industrielle und 
landwirtschaftliche Zwecke sowie für weitere Anlagen 
mit einem hohen Wasserverbrauch bedarf einer be-
sonderen Bewilligung der Gemeinde. Die hierfür zu 
entrichtende Gebühr ist abhängig von den Ver-
brauchsmodalitäten sowie von den konkreten Um-
ständen. 

  

3 Anderweitige ausserordentliche Wasserabgaben 
bedürfen einer besonderen Vereinbarung. 

  

4 Ausserhalb des Baugebiets kann die Gemeinde ei-
nem Eigentümer den Anschluss an die Gemeindean-
lagen und ein entsprechendes Bezugsrecht gewäh-
ren, sofern eine Vereinbarung hinsichtlich der Was-
serbezugsmodalitäten getroffen wird. 

4 Ausserhalb des Baugebiets kann die Gemeinde der 
Eigentümerschaft den Anschluss an die Gemeinde-
anlagen und ein entsprechendes Bezugsrecht ge-
währen, sofern eine Vereinbarung hinsichtlich der 
Wasserbezugsmodalitäten getroffen wird. 

 

Art.  16 
Wasserabgabe 

  

1 Die Wasserabgabe richtet sich nach der Leistungs-
fähigkeit der Wasserversorgung. Ein konstanter 
Druck kann nicht garantiert werden. Einschränkun-
gen der Wasserabgabe bei Wassermangel, bei Be-
triebsstörungen, im Brandfall und aus anderen zu-
reichenden Gründen (z.B. Notlagen) sind ohne An-
spruch auf Entschädigung hinzunehmen. 

  

2 Zum Voraus bekannte Unterbrechungen oder Ein-
schränkungen in der Wasserbelieferung sind den Be-
troffenen rechtzeitig bekannt zu geben. 

  

3 Wenn und solange die Gemeinde nicht in der Lage 
ist, die Wasserversorgung von Neubauten zu ge-
währleisten, ist die Baubewilligung zu verweigern. 
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4 Bei Wasserknappheit, in Brand- und Krisenfällen 
sowie bei anderen Notlagen kann der Wasserver-
brauch auf ein Mindestmass eingeschränkt werden. 
Soweit nötig, verfügt die Baubehörde vorüberge-
hende Beschränkungen. 

4 Bei Wasserknappheit, in Brand- und Krisenfällen 
sowie bei anderen Notlagen kann der Wasserver-
brauch auf ein Mindestmass eingeschränkt werden. 
Soweit nötig, verfügt die Gemeinde vorübergehende 
Beschränkungen. 

 

 Art.  16a (neu) 
Wasserverbrauch 

Formulierung entspricht BVR-Mustergesetz 

 1 Wasser ist sparsam zu verwenden. Unnötiges und 
missbräuchliches Laufenlassen von Wasser wie 
Frostläufe ist verboten. 

 

 
 
 
 

2 Bei Wasserknappheit und im Brandfall ist der Was-
serverbrauch auf ein Mindestmass einzuschränken. 
Soweit nötig, verfügt die Gemeinde vorübergehende 
Beschränkungen. 

Zuständigkeit richtet sich nach dem kommunalen 
Recht (vgl. Organisationsgesetz) 

Art.  17 
Hydranten 

  

1 Die Hydrantenanlagen dienen als Feuerlöschein-
richtung und dürfen grundsätzlich nicht für andere 
Zwecke benützt werden. Ausnahmen können auf Ge-
such hin von der Geschäftsleitung bewilligt werden. 

1 Die Hydrantenanlagen dienen als Feuerlöschein-
richtung und dürfen grundsätzlich nicht für andere 
Zwecke benützt werden. Ausnahmen können auf Ge-
such hin von der Gemeinde bewilligt werden.  

Offenere Formulierung, damit Zuständigkeit über das 
Organisationsrecht geregelt werden kann. 
 

2 Wasserentnahmen aus der Löschwasserreserve für 
Feuerwehrübungen sind dem jeweiligen Wasser-
stand anzupassen. 

  

3 Wasser aus privaten Hydrantenanlagen, Brunnen 
und anderen Wasserreserven, das für Einsätze und 
Übungen der Feuerwehr benötigt wird, ist unentgelt-
lich abzugeben. 

  

 4 Beim Wasserbezug ist darauf zu achten, dass kein 
verunreinigtes Wasser in die Wasserversorgungsan-
lagen gelangt. 

Als allgemeiner Grundsatz in eigenem Absatz zu re-
geln. 
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Art.  18 
Brunnen 

  

1 Brunnenwasser darf nicht durch Waschen von ver-
schmutzten Gegenständen verunreinigt werden. Das 
Waschen von Fahrzeugen bei den Brunnen ist unter-
sagt. 

  

2 Bei Wasserknappheit sind die Brunnen abzustellen. 
Die Baubehörde trifft, soweit erforderlich, die notwen-
digen Anordnungen. 
 

2 Bei Wasserknappheit sind die Brunnen abzustellen. 
Die Gemeinde trifft, soweit erforderlich, die notwendi-
gen Anordnungen. 

Mit der offeneren Formulierung richtet sich die Zu-
ständigkeit nach der kommunalen Regelung gemäss 
Organisationsgesetz. 

2.3 Betrieb, Unterhalt und Erneuerung   

Art.  19 
Betrieb, Unterhalt und Erneuerung 

  

1 Alle Wasserversorgungsanlagen sind sachgemäss 
zu bedienen, zu warten, zu unterhalten und rechtzei-
tig zu erneuern. 

  

2 Die Inhaber sind für den einwandfreien Betrieb und 
Unterhalt der Anlagen verantwortlich. 

2 Die Inhaberinnen und Inhaber sind für den ein-
wandfreien Betrieb und Unterhalt der Anlagen ver-
antwortlich. 

 

Art.  20 
Kontrolle und Behebung von Mängeln 

  

1 Die Gemeinde überprüft die eigenen und die an die 
Gemeindewasserversorgung angeschlossenen priva-
ten Anlagen periodisch auf ihren Zustand. Den mit 
der Kontrolle beauftragten Personen ist der Zutritt zu 
den Anlagen zu gestatten. 

  

2 Festgestellte Mängel an den öffentlichen Anlagen 
lässt die Gemeinde unverzüglich beheben. 
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3 Mängel an privaten Anlagen sind von den Privaten 
unverzüglich von sich aus oder auf Anordnung der 
Gemeinde auf eigene Kosten zu beheben. 

  

4 Werden Anordnungen nicht befolgt oder erweist 
sich in Notfällen ein sofortiges Eingreifen der Ge-
meinde als unerlässlich, lässt die Gemeinde die 
Schäden oder Störungen auf Kosten der verantwortli-
chen Personen bzw. Unternehmungen beheben. 
Diese sind unverzüglich schriftlich über die getroffe-
nen Massnahmen zu orientieren. 
 

  

Art.  21 
Qualitätskontrolle 

  

1 Der Gemeindevorstand lässt die Qualität des Trink-
wassers periodisch überprüfen (Selbstkontrolle ge-
mäss Lebensmittelgesetzgebung). 

1 Der Gemeinde lässt die Qualität des Trinkwassers 
periodisch überprüfen (Selbstkontrolle gemäss Le-
bensmittelgesetzgebung). 

Mit der offeneren Formulierung richtet sich die Zu-
ständigkeit nach der kommunalen Regelung gemäss 
Organisationsgesetz. 

2 Er trifft allgemein und insbesondere bei drohender 
Gefährdung des Trinkwassers alle zum Schutz der 
Wasserbezüger notwendigen Massnahmen. 

2 Sie trifft allgemein und insbesondere bei drohender 
Gefährdung des Trinkwassers alle zum Schutz der 
Wasserbezüger notwendigen Massnahmen. 

Mit der offeneren Formulierung richtet sich die Zu-
ständigkeit nach der kommunalen Regelung gemäss 
Organisationsgesetz. 

Art.  22 
Haftung 

  

1 Die Eigentümer von privaten Wasserversorgungs-
anlagen haften gegenüber der Gemeinde für Schä-
den an öffentlichen Anlagen, die durch fehlerhafte 
Erstellung, ungenügende Funktion oder unsachge-
mässen Betrieb oder Unterhalt von privaten Anlagen 
verursacht werden. 

1 Die Eigentümerinnen und Eigentümer von privaten 
Wasserversorgungsanlagen haften gegenüber der 
Gemeinde für Schäden an öffentlichen Anlagen, die 
durch fehlerhafte Erstellung, ungenügende Funktion 
oder unsachgemässen Betrieb oder Unterhalt von 
privaten Anlagen verursacht werden. 
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2 Die Gemeinde ihrerseits haftet für Schäden, die 
durch unsachgemässen Betrieb oder Unterhalt von 
Gemeindeanlagen an privaten Anlagen entstehen. 

2 Die Gemeinde ihrerseits haftet für Schäden, die 
durch unsachgemässen Betrieb oder Unterhalt von 
Gemeindeanlagen an privaten Anlagen entstehen. 
Von dieser Haftung ausgenommen sind Schäden an 
gebäudeinternen Armaturen nach einer In-/oder Aus-
serbetriebnahme von Hauptwasserleitungen der Ge-
meinde. 

Ergänzung aufgrund vieler Praxisfälle im Zusammen-
hang mit Sanierungen. 

3 Vorbehalten bleibt ferner die Haftung der Gemeinde 
für das gelieferte Trinkwasser. 
 

  

3 Abwasserentsorgung   

3.1 Allgemeines   

Art.  23 
Einteilung der Abwasseranlagen 

  

1 Die Abwasseranlagen werden nach ihren Eigentü-
mern eingeteilt in Verbandsanlagen, Gemeindeanla-
gen und private Anlagen. 

1 Die Abwasseranlagen werden nach der Eigentü-
merschaft eingeteilt in Verbandsanlagen, Gemeinde-
anlagen und private Anlagen. 

 

2 Verbandsanlagen sind die von Dritten erstellten und 
betriebenen Abwasseranlagen wie zentrale Abwas-
serreinigungsanlagen, Kanäle, Entlastungsanlagen, 
Pumpwerke oder Regenbecken. 

  

3 Gemeindeanlagen sind die von der Gemeinde er-
stellten und betriebenen Abwasseranlagen wie 
Schmutz- und Regenwasserleitungen, Entlastungs-
anlagen, Pumpwerke, Regenbecken, Abwasserreini-
gungsanlagen oder Versickerungsanlagen. 
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4 Private Anlagen sind die von Privaten erstellten und 
betriebenen Abwasseranlagen wie Hausanschluss-
leitungen, die Leitungen im Innern von Gebäuden, 
Pumpwerke, Vorbehandlungsanlagen, abflusslose 
Gruben, Einzelkläranlagen oder Versickerungsanla-
gen. 

  

5 Die Gemeinde führt einen Katasterplan (Generellen 
Entwässerungsplan) über die auf ihrem Gebiet gele-
genen öffentlichen und privaten Abwasseranlagen. 
Neue Leitungen sind im Katasterplan jeweils nachzu-
führen. Die Kosten der Nachführung gehen zulasten 
der Grundeigentümer, welche die Nachführung ver-
ursacht haben. 

5 Die Gemeinde führt einen Katasterplan (Generellen 
Entwässerungsplan) über die auf ihrem Gebiet gele-
genen öffentlichen und privaten Abwasseranlagen. 
Neue Leitungen sind im Katasterplan jeweils nachzu-
führen. Die Kosten der Nachführung gehen zulasten 
der Grundeigentümerinnen und Grundeigentümer, 
welche die Nachführung verursacht haben. 

 

Art.  24 
Anschlusspflicht 

  

1 Im Bereich der öffentlichen Kanalisationen ist das 
verschmutzte Abwasser in die öffentlichen Leitungen 
einzuleiten. Vorbehalten bleiben die besonderen Vor-
schriften über den Anschluss landwirtschaftlicher 
Wohn- und Betriebsgebäude sowie über die Behand-
lung von Industrie- und Gewerbeabwasser und ande-
rem Abwasser, das den Anforderungen an die Einlei-
tung in die Kanalisation nicht entspricht. 

  

2 Werden bestehende Bauten an die öffentliche Ka-
nalisation angeschlossen, sind die bisher benutzten 
Abwasseranlagen ausser Betrieb zu setzen, zu lee-
ren und innert Jahresfrist entweder abzubrechen o-
der mit geeignetem Material (z. B. Sand, unver-
schmutzter Aushub) aufzufüllen. Davon ausgenom-
men sind Anlagen zur Vorbehandlung des Abwas-
sers. 

  

3 Anschlussbewilligungen werden im Baubewilli-
gungsverfahren erteilt. 
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Art.  25 
Anschluss 

  

1 Die Gemeinde bestimmt die Anschlussstelle und 
die Art des Anschlusses. 

  

2 Zwischen dem Gebäude und dem Anschluss an die 
Gemeindekanalisation ist ein Kontrollschacht zu er-
stellen. Der Anschluss an die Gemeindekanalisation 
kann direkt mit geeigneten Anschlussstücken erfol-
gen. 
 

  

3.2 Abwasserentsorgung im Bereich öffentli-
cher Kanalisationen 

  

Art.  26 
Grundsatz 

  

1 Aus tiefliegenden Räumen, die nicht mit natürli-
chem Gefälle entwässert werden können, ist das Ab-
wasser durch Pumpen der Kanalisation zuzuleiten. 

  

2 Gegen einen allfälligen Rückstau aus der öffentli-
chen Kanalisation haben sich die Eigentümer der pri-
vaten Anlagen selbst zu schützen. 

2 Gegen einen allfälligen Rückstau aus der öffentli-
chen Kanalisation haben sich die Eigentümerinnen 
und Eigentümer der privaten Anlagen selbst zu 
schützen. 

 

Art.  27 
Wärmeentnahme 

  

1 Eine Wärmeentnahme aus Abwasser von öffentli-
chen Kanalisationen vor der Abwasserreinigungsan-
lage ist nicht zulässig. Vorbehalten bleibt eine Nut-
zung des Abwassers durch die Gemeinde. 
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3.3 Abwasserentsorgung ausserhalb des Be-
reichs öffentlicher Kanalisationen 

  

Art.  28 
Verschmutztes Abwasser 

  

1 Die Abwasserentsorgung ausserhalb des Bereichs 
öffentlicher Kanalisationen erfolgt nach dem im Ge-
nerellen Entwässerungsplan vorgesehenen Konzept. 

  

2 Verschmutztes Abwasser, das nicht oder noch nicht 
in eine zentrale Abwasserreinigungsanlage abgelei-
tet werden kann, ist in Abwassergruben ohne Abfluss 
(abflusslose Gruben) zu speichern oder in Kleinklär-
anlagen zu reinigen. 

  

Art.  29 
Entsorgung der Rückstände 

  

1 Abflusslose Gruben sind bei Bedarf zu leeren. 
Schlamm und allfällige weitere Rückstände aus 
Kleinkläranlagen sind bei Bedarf zu entfernen, in der 
Regel einmal jährlich. Häusliches Rohabwasser aus 
abflusslosen Gruben und Schlamm aus Kleinkläran-
lagen müssen in einer genügend grossen zentralen 
Abwasserreinigungsanlage entsorgt werden. Eine 
landwirtschaftliche Verwertung der Rückstände ist 
nur mit Ausnahmebewilligung der kantonalen Be-
hörde zulässig. 

  

2 Die Gemeinde überwacht die Entsorgung des häus-
lichen Rohabwassers aus abflusslosen Gruben und 
der Rückstände aus Kleinkläranlagen. 

  

3 Bei Bedarf kann sie die Entsorgung selber organi-
sieren, indem sie beispielsweise eine geeignete 
Firma mit der Entsorgung beauftragt. Die Kosten tra-
gen die Inhaber der Abwasseranlagen. 
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4 Die Gemeinde kann die Inhaber der Abwasseranla-
gen verpflichten, die von der Gemeinde organisierte 
Entsorgung der Rückstände in Anspruch zu nehmen. 

4 Die Gemeinde kann die Inhaberinnen und Inhaber 
der Abwasseranlagen verpflichten, die von der Ge-
meinde organisierte Entsorgung der Rückstände in 
Anspruch zu nehmen. 

 

Art.  30 
Nicht verschmutztes Abwasser 

  

1 Nicht verschmutztes Abwasser ist versickern zu las-
sen oder mit Bewilligung der kantonalen Behörde in 
ein Oberflächengewässer einzuleiten. Es darf weder 
in eine Kleinkläranlage noch in eine abflusslose 
Grube gelangen. 
 

  

3.4 Gemeinsame Bestimmungen   

Art.  31 
Betrieb, Unterhalt und Erneuerung 

  

1 Alle Abwasseranlagen sind sachgemäss zu bedie-
nen, zu warten, zu unterhalten und rechtzeitig zu er-
neuern, sodass sie jederzeit in einwandfreiem Zu-
stand sind. 

  

2 Die Inhaber sind für den einwandfreien Betrieb und 
Unterhalt der Anlagen verantwortlich. Sie erstatten 
den Behörden die durch Gesetz und Bewilligungen 
vorgeschriebenen Meldungen. 

2 Die Inhaberinnen und Inhaber sind für den ein-
wandfreien Betrieb und Unterhalt der Anlagen ver-
antwortlich. Sie erstatten den Behörden die durch 
Gesetz und Bewilligungen vorgeschriebenen Mel-
dungen. 

 

Art.  32 
Kontrolle und Reinigung der Abwasseranlagen 

  

1 Die Gemeinde überprüft die eigenen Abwasseranla-
gen periodisch auf ihren Zustand. Sie überwacht die 
privaten Anlagen. Den mit der Überwachung beauf-
tragten Personen ist der Zutritt zu den Anlagen zu 
gestatten. 
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2 Die Inhaber der privaten Anlagen überprüfen ihre 
Anlagen periodisch auf ihren Zustand. Die Gemeinde 
kann die Überprüfung und Reinigung der privaten 
Anlagen gegen Verrechnung vornehmen. 

2 Die Inhaberinnen und Inhaber der privaten Anlagen 
überprüfen ihre Anlagen periodisch auf ihren Zu-
stand. Die Gemeinde kann die Überprüfung und Rei-
nigung der privaten Anlagen gegen Verrechnung vor-
nehmen. 

 

Art.  33 
Behebung von Mängeln 

  

1 Schwerwiegende Mängel an den öffentlichen Anla-
gen lässt die Gemeinde unverzüglich beheben. An-
dere Mängel sind entsprechend der Dringlichkeit zu 
beheben. 

  

2 Schwerwiegende Mängel an privaten Anlagen las-
sen die Privaten unverzüglich beheben. Andere Män-
gel sind entsprechend der Dringlichkeit zu beheben. 
Die Privaten beheben Mängel an ihren Anlagen von 
sich aus oder auf Anordnung der Gemeinde auf ei-
gene Kosten. 

  

3 Die Beurteilung der Dringlichkeit, die Festlegung 
der Dringlichkeitsstufe und die Frist für die Behebung 
von Mängeln richten sich nach den Empfehlungen 
der Fachverbände und der kantonalen Gewässer-
schutzfachstelle. 

  

4 Werden Anordnungen nicht befolgt oder erweist 
sich in Notfällen ein sofortiges Eingreifen der Ge-
meinde als unerlässlich, lässt die Gemeinde die 
Schäden oder Störungen auf Kosten der verantwortli-
chen Personen bzw. Unternehmungen beheben. 
Diese sind unverzüglich schriftlich über die getroffe-
nen Massnahmen zu orientieren. 
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Art.  34 
Haftung 

  

1 Die Eigentümer von privaten Abwasseranlagen haf-
ten gegenüber der Gemeinde für Schäden an öffent-
lichen Anlagen, die durch fehlerhafte Erstellung, un-
genügende Funktion oder mangelhaften Betrieb und 
Unterhalt der privaten Anlagen verursacht werden. 

1 Die Eigentümerinnen und Eigentümer von privaten 
Abwasseranlagen haften gegenüber der Gemeinde 
für Schäden an öffentlichen Anlagen, die durch feh-
lerhafte Erstellung, ungenügende Funktion oder 
mangelhaften Betrieb und Unterhalt der privaten An-
lagen verursacht werden. 

 

2 Die Gemeinde ihrerseits haftet für Schäden, die 
durch unsachgemässen Betrieb, Wartung oder In-
standstellung von Gemeindeanlagen an privaten An-
lagen entstehen. 
 

  

4 Verkehrsanlagen   

Art.  35 
Allgemeines 

  

1 Die Erstellung, der Betrieb und der Unterhalt der 
Verkehrsanlagen richtet sich–auf der Grundlage des 
Generellen Erschliessungsplanes–nach den Vor-
schriften des Baugesetzes und den Bestimmungen 
des kantonalen Rechts (KRG und KRVO). 

  

Art.  36 
Finanzierung 

  

1 Für die Finanzierung der Verkehrsanlagen kommen 
die Bestimmungen des kantonalen Rechts zur An-
wendung. 

  

2 Die Aufteilung der öffentlichen bzw. der privaten In-
teressenz richtet sich in der Regel nach folgenden 
Richtwerten: 
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a) Groberschliessung (Sammelstrassen): Gemeinde-
anteil: 70–40%, Privatanteil: 30–60% 

  

b) Feinerschliessung (Erschliessungsstrassen): Ge-
meindeanteil: 30–0%, Privatanteil: 70–100% 

  

3 Bei Erneuerungen (Sanierungen) von öffentlichen 
Strassen entscheidet der Gemeindevorstand über 
eine allfällige Kostenbeteiligung. 
 

  

Art.  37 
Beiträge an Parkierungsanlagen 

  

1 Eigentümer, welche ihrer gemäss Art. 77 des Bau-
gesetzes bestehenden Pflicht zur Erstellung von Par-
kierungsflächen infolge unzumutbarer baulicher Er-
schwernisse oder übermässiger Kosten nicht nach-
kommen können, haben für jeden nicht erstellten 
Parkplatz eine Ersatzabgabe zwischen CHF 6'000.00 
und CHF 16'000.00 zu leisten. Den genauen Betrag 
für die Ersatzabgabe in den verschiedenen Zonen 
legt der Gemeindevorstand in der Gebührenordnung 
fest. Die gleiche Abgabe ist zu entrichten, wenn bis-
heriger Parkierungsraum zweckentfremdet wird. 

1 Eigentümerinnen und Eigentümer, welche ihrer ge-
mäss Art. 77 des Baugesetzes bestehenden Pflicht 
zur Erstellung von Parkierungsflächen infolge unzu-
mutbarer baulicher Erschwernisse oder übermässi-
ger Kosten nicht nachkommen können, haben für je-
den nicht erstellten Parkplatz eine Ersatzabgabe zwi-
schen CHF 6'000.00 und CHF 16'000.00 zu leisten. 
Den genauen Betrag für die Ersatzabgabe in den 
verschiedenen Zonen legt der Gemeindevorstand in 
der Gebührenordnung fest. Die gleiche Abgabe ist zu 
entrichten, wenn bisheriger Parkierungsraum 
zweckentfremdet wird. 

 

2 Die Mittel aus der Erhebung der Ersatzabgabe sind 
zweckgebunden für die Erstellung und den Betrieb 
von Parkierungsanlagen und Parkierungsinfrastruktu-
ren (Taxameter und dergleichen) auf dem Gemein-
degebiet zu verwenden. Die Bezahlung einer Ersatz-
abgabe gibt keinen Anspruch auf die Nutzung eines 
öffentlichen Parkplatzes. 
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3 Wird dem Grundeigentümer eine Abstellfläche in ei-
ner öffentlichen Parkierungsanlage zugeteilt, so be-
misst sich die Abgabe nach den effektiven Kosten für 
deren Erstellung und Unterhalt. Der Pflichtige kann 
sein Benützungsrecht als Grunddienstbarkeit im 
Grundbuch eintragen lassen. 

3 Wird der Grundeigentümerin oder dem Grundeigen-
tümer eine Abstellfläche in einer öffentlichen Parkie-
rungsanlage zugeteilt, so bemisst sich die Abgabe 
nach den effektiven Kosten für deren Erstellung und 
Unterhalt. Die oder der Pflichtige kann das Benüt-
zungsrecht als Grunddienstbarkeit im Grundbuch 
eintragen lassen. 

 

4 Die Eigentümer bestehender Bauten oder baulicher 
Anlagen, welche gemäss Art. 78 Abs. 6 des Bauge-
setzes zur Erstellung von Parkplätzen verpflichtet 
werden und dazu infolge unzumutbarer baulicher Er-
schwernis oder unzumutbarer Kosten nicht in der 
Lage sind, können ebenfalls zu Ersatzabgaben ver-
pflichtet werden. 

4 Die Eigentümerschaft bestehender Bauten oder 
baulicher Anlagen, welche gemäss Art. 78 Abs. 6 
des Baugesetzes zur Erstellung von Parkplätzen ver-
pflichtet werden und dazu infolge unzumutbarer bau-
licher Erschwernis oder unzumutbarer Kosten nicht 
in der Lage sind, können ebenfalls zu Ersatzabgaben 
verpflichtet werden. 

 

5 Energieversorgung   

Art.  38 
Allgemeines 

  

1 Die Versorgung der Gemeinde mit Strom, Erdgas 
und Fernwärme erfolgt nach den Regelungen und 
Bestimmungen des jeweiligen Netzbetreibers. 

  

2 Die jeweiligen Netzbetreiber sind für den Bau, Be-
trieb und Unterhalt der für die Strom-, Erdgas- und 
Fernwärmeversorgung erforderlichen Anlagen sowie 
für die Lieferung der Energie verantwortlich. 

2 Die jeweiligen Netzbetreibenden sind für den Bau, 
Betrieb und Unterhalt der für die Strom-, Erdgas- und 
Fernwärmeversorgung erforderlichen Anlagen sowie 
für die Lieferung der Energie verantwortlich. 

 

Art.  39 
Nutzung des öffentlichen Grund und Bodens 

  

1 Für die Benützung des öffentlichen Grund und Bo-
dens zum Bau und Betrieb der erforderlichen Anla-
gen wird dem jeweiligen Netzbetreiber ein Son-
dernutzungsrecht (Konzession) eingeräumt. 

1 Für die Benützung des öffentlichen Grund und Bo-
dens zum Bau und Betrieb der erforderlichen Anla-
gen wird der oder dem jeweiligen Netzbetreibenden 
ein Sondernutzungsrecht (Konzession) eingeräumt. 
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Art.  40 
Abgabe für die Sondernutzung von öffentlichem Grund und Boden 

  

1 Die jeweiligen Netzbetreiber entrichten der Ge-
meinde für die Sondernutzung des öffentlichen 
Grund und Bodens zum Bau und Betrieb der erfor-
derlichen Anlagen eine Abgabe. 

1 Die jeweiligen Netzbetreibenden entrichten der Ge-
meinde für die Sondernutzung des öffentlichen 
Grund und Bodens zum Bau und Betrieb der erfor-
derlichen Anlagen eine Abgabe. 

 

2 Beim Strom bemisst sich die Abgabe nach der aus 
dem Verteilnetz ausgespiesenen Gesamtenergie-
menge multipliziert mit einem Ansatz von zwischen 
Rp. 0.3 /kWh und maximal Rp. 2.5 /kWh. Den ge-
nauen Ansatz legt der Gemeindevorstand unter Be-
rücksichtigung der unterschiedlichen Spannungsebe-
nen fest. 

  

3 Beim Erdgas bemisst sich die Abgabe nach dem 
jährlichen Erdgasverbrauch auf dem Gemeindege-
biet von Domat/Ems multipliziert mit einem Ansatz 
von zwischen Rp. 0.1 und Rp. 0.5 pro verkaufter 
kWh Erdgas. Den genauen Ansatz legt der Gemein-
devorstand in der Gebührenordnung fest. 

  

4 Bei der Fernwärme bemisst sich die Abgabe nach 
dem jährlichen Wärmeverbrauch auf dem Gemeinde-
gebiet von Domat/Ems multipliziert mit einem Ansatz 
von zwischen Rp. 0.1 und Rp. 0.3 pro verkaufter 
kWh Fernwärme. Den genauen Ansatz legt der Ge-
meindevorstand in der Gebührenordnung fest. Der 
Gemeindevorstand ist berechtigt, aus wirtschaftli-
chen Gründen dauerhaft oder zeitweise auf die Erhe-
bung dieser Abgabe zu verzichten. 
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5 Die Netzbetreiber sind berechtigt, diese Abgabe auf 
die Endverbraucher abzuwälzen. In diesem Fall ist 
die Abgabe in der Rechnung an den Endverbraucher 
separat auszuweisen. Die entsprechenden bundes-
rechtlichen Bestimmungen für die Stromversorgung 
gelten hierbei sinngemäss auch für die Erdgas- und 
Fernwärmeversorgung. 
 

5 Die Netzbetreibenden sind berechtigt, diese Ab-
gabe auf die Endverbraucher abzuwälzen. In diesem 
Fall ist die Abgabe in der Rechnung an den Endver-
braucher separat auszuweisen. Die entsprechenden 
bundesrechtlichen Bestimmungen für die Stromver-
sorgung gelten hierbei sinngemäss auch für die Erd-
gas- und Fernwärmeversorgung. 

 

Art.  41 
Verwendung der Abgaben 

  

1 Die Gemeinde finanziert mit den Mitteln aus diesen 
Abgaben Projekte, welche durch die Gemeinde für 
ihre eigenen Betriebe, Liegenschaften oder Aktivitä-
ten initiiert werden. Darunter können fallen: 

  

a) Bauten und Anlagen zur Gewinnung von erneuer-
baren Energien 

  

b) Sanierungen von Bauten und Anlagen, wenn damit 
ein bedeutend kleinerer Energiebedarf oder ein 
besserer Nutzungsgrad erzielt wird 

  

c) Pilot- und Demonstrationsanlagen für erneuerbare 
Energien 

  

d) öffentlicher Verkehr   

e) Aktivitäten aus dem Massnahmenkatalog Energie-
Stadt 

  

2 Die Mittel werden einem gemeindeeigenen, zweck-
gebundenen Energiefond zugewiesen, welcher durch 
den Gemeindevorstand verwaltet wird und deren 
Gelder im Sinne der vorliegenden Bestimmung zu 
verwenden sind. 
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Art.  42 
Jährliche Budgetfestsetzung 

  

1 Der Gemeindevorstand erstellt jährlich ein Gesamt-
budget für die gemäss Art. 41 auszurichtenden Bei-
träge, welches vom Gemeinderat im Rahmen des 
Voranschlags genehmigt wird. Er berücksichtigt da-
bei die zu erwartenden Einnahmen sowie allfällige 
Überschüsse aus vorhergehenden Jahren. 

  

2 Beiträge werden nur bis zur Ausschöpfung des 
Budgetbetrages ausgerichtet. 

  

3 Gesuche werden in der Reihenfolge ihres Eingangs 
berücksichtigt. 

  

Art.  43 
Beitragszahlungen 

  

1 Der Departementsvorsteher stellt seinen Antrag für 
Beitragszahlungen an den Gemeindevorstand, wel-
cher darüber abschliessend entscheidet. 

1 Die Departementsvorsteherin oder der Departe-
mentsvorsteher stellt seinen Antrag für Beitragszah-
lungen an den Gemeindevorstand, welcher darüber 
abschliessend entscheidet. 

 

2 Der Entscheid über die finanzielle Unterstützung ei-
nes Projektes sowie über die Höhe des Beitrages er-
folgt fallbezogen und berücksichtigt insbesondere 
das Energiesparpotential, den Umfang der Nutzung 
einheimischer, erneuerbarer Energieträger, den Ei-
gendeckungsgrad, den Nutzungsgrad sowie die ge-
samte Energie- und Umweltbilanz des Vorhabens. 
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6 Nutzung des Grundwassers   

Art.  44 
Allgemeines 

  

1 Die Nutzung der Grundwasservorkommen i.S.v. 
Art. 121 EGzZGB für energetische Zwecke (Wärme- 
und Kältenutzung) bedarf einer Konzession der Ge-
meinde. 

  

2 Auf die Erteilung einer Konzession besteht kein An-
spruch. Die Gemeinde kann die Nutzung des Grund-
wassers für sich vorbehalten, soweit dies im öffentli-
chen Interesse liegt. 

  

3 Im Zusammenhang mit der Erteilung der Konzes-
sion für die Nutzung des Grundwassers kann die Ge-
meinde die Planung, die Erstellung, den Betrieb und 
den Unterhalt der dafür notwendigen Netze regeln, 
sofern sich dies aus wirtschaftlicher und technischer 
Sicht als sachlich begründet erweist. 

  

4 Von der Konzessionspflicht ausgenommen sind 
Wärmepumpenanlagen ohne Nutzung des Grund-
wassers, die im ordentlichen Baubewilligungsverfah-
ren beurteilt werden. 

  

5 Vorbehalten bleiben die Bestimmungen der Gewäs-
serschutzgesetzgebung. 

  

Art.  45 
Gesuchsunterlagen 

  

1 Für die Nutzung des Grundwassers für energeti-
sche Zwecke ist ein Gesuch gemäss den Vorgaben 
des Amtes für Natur und Umwelt (Wärmepumpenan-
lagen im Grundwasser) einzureichen. 
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2 Der Gemeindevorstand erlässt Weisungen zu den 
einzureichenden Unterlagen, im Bedarfsfall können 
weitere Unterlagen verlangt werden. 

  

Art.  46 
Verfahren 

  

1 Das Gesuch um Erteilung ist beim Gemeindevor-
stand einzureichen. 

  

2 Werden durch das Vorhaben öffentliche Interessen 
erheblich beeinträchtigt, weist der Vorstand das Ge-
such von sich aus ab. 

  

3 Andernfalls wird das Gesuch dem zuständigen Ge-
meindeorgan zum Entscheid unterbreitet. 

  

Art.  47 
Inhalt der Konzession 

  

1 Die Konzession regelt Art, Umfang und Dauer der 
Nutzung. 

  

2 Der Gemeindevorstand kann weitere Bestimmun-
gen aufnehmen, insbesondere hinsichtlich: 

  

a) Fristen für die Ausführung der Arbeiten   

b) Betriebssicherheit   

c) Übertragung, Erlöschen, Verwirkung und Widerruf   

d) Rückbauverpflichtung   

e) Vermeidung von nachteiligen Auswirkungen der 
energetischen Nutzung des Untergrundes auf Dritte 
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3 Die Konzession wird für die Dauer von längstens 
25 Jahren erteilt. In begründeten Fällen kann eine 
längere Dauer vorgesehen werden. 

  

Art.  48 
Gebühren 

  

1 Die Gemeinde ist berechtigt, für die Erteilung der 
Konzession und für die Nutzung des Grundwassers 
folgende Gebühren zu erheben: 

  

2 Konzessionserteilung: Die einmalige Gebühr für die 
Erteilung der Konzession bemisst sich nach dem 
Aufwand und beträgt zwischen mind. CHF 1'000.00 
und max. CHF 12'000.00. Drittleistungen im Zusam-
menhang mit der Erteilung der Konzession können 
auf den Gesuchsteller überbunden werden, auch 
wenn sie den Maximalbetrag übersteigen. 

2 Konzessionserteilung: Die einmalige Gebühr für die 
Erteilung der Konzession bemisst sich nach dem 
Aufwand und beträgt zwischen mind. CHF 1'000.00 
und max. CHF 12'000.00. Drittleistungen im Zusam-
menhang mit der Erteilung der Konzession können 
auf die Gesuchstellerin oder den Gesuchsteller über-
bunden werden, auch wenn sie den Maximalbetrag 
übersteigen. 

 

3 Nutzungsgebühr: Für die Nutzung des Grundwas-
sers zu energetischen Zwecken werden folgende 
Gebühren erhoben: 

  

a) Grundgebühr: CHF 1'000.00 bis CHF 2'500.00 pro 
Anschlussleistung in l/s und Jahr abhängig von der 
Anschlussleistung 

  

b) Arbeitspreis: CHF 0.12 bis CHF 0.25 pro Kubikme-
ter und Jahr genutztes Wasser, abhängig vom Net-
towasserbezug. Der Arbeitspreis wird vom Gemein-
devorstand im Rahmen der Gebührenordnung prä-
zisiert 

  

4 Der Mindestpreis pro Jahr beträgt auf jeden Fall 
100% der Grundgebühr gemäss lit. a zzgl. 60% des 
Arbeitspreises gemäss lit. b. 
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5 Die bezogenen Grundwassermengen sind mit Was-
sermessern zu ermitteln und der Gemeinde für jedes 
Quartal zu melden. Die Gemeinde stellt die entspre-
chenden Beträge in Rechnung. Die Baubehörde 
kann vom vorgeschriebenen Gebührenrahmen ab-
weichen, soweit dies durch öffentliche Interessen ge-
rechtfertigt ist. 

  

6 Der Gemeindevorstand passt die Gebühren jährlich 
der Teuerung an. 

  

Art.  49 
Übertragung und Beendigung 

  

1 Die Übertragung der Konzession bedarf der Zustim-
mung des Gemeindevorstandes. 

  

2 Die Konzession endet durch Erlöschen, Verwirkung 
oder Widerruf. 

  

3 Die Konzession erlischt mit Ablauf ihrer Dauer oder 
durch Verzicht. 

  

4 Die Konzession kann entschädigungslos als ver-
wirkt erklärt werden, wenn der Inhaber: 

  

a) von der Konzession während fünf Jahren keinen 
Gebrauch macht 

  

b) den Betrieb während zwei Jahren oder länger un-
terbricht und innert angemessener Frist nicht wie-
der aufnimmt 

  

c) wichtige Pflichten trotz Mahnung schwer verletzt   

d) die Konzession anhand falscher oder irreführender 
Angaben erwirkt hat 
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5 Die Konzession kann bei überwiegenden öffentli-
chen Interessen gegen volle Entschädigung widerru-
fen werden. 

  

7 Finanzierung   

7.1 Allgemeines   

Art.  50 
Kreditbewilligung 

  

1 Alle Infrastruktur-Bauprojekte wie Verkehrs-, Ver- 
und Entsorgungsanlagen auf dem Gemeindegebiet 
sind, sofern die Aufwendungen für deren Verwirkli-
chung gemäss Gemeindeverfassung nicht in die Zu-
ständigkeit des Gemeindevorstandes fallen, mit de-
tailliertem Kostenvoranschlag und dem entsprechen-
den Kreditbegehren dem Gemeinderat bzw. der Ur-
nenabstimmung zum Entscheid zu unterbreiten. 

 Die bisherige Formulierung deckt auch den Bereich 
des fakultativen Referendums ab. 

Art.  51 
Beiträge und Gebühren 

  

1 Die Gemeinde erhebt zur Deckung ihrer Auslagen 
für den Bau, den Betrieb, den Unterhalt und die Er-
neuerung (Sanierung, Ersatz) von Wasserversor-
gungs- und von öffentlichen Abwasseranlagen mög-
lichst kostendeckende und verursachergerechte Bei-
träge und/oder Gebühren. 

  

2 Die Gemeinde erhebt zur Deckung ihrer Auslagen 
für den Bau und die Erneuerung (Sanierung, Ersatz) 
von Verkehrsanlagen möglichst kostendeckende Bei-
träge. Die Beitragserhebung erfolgt in der Regel im 
entsprechenden Beitragsverfahren (Perimeter, Areal- 
oder Quartierplan). 
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3 Beiträge und Gebühren (Erstellungsbeiträge, An-
schlussgebühren, Wassergebühren, Abwasserge-
bühren) werden erhoben zur Deckung der Kosten 
der Grund- und Groberschliessung sowie der Feiner-
schliessung. 

  

4 Für den Unterhalt und die Erneuerung bestehender 
Infrastrukturanlagen sind die erforderlichen Rückstel-
lungen zu bilden. Soweit diese nicht ausreichen, wer-
den besondere Beiträge und/oder Gebühren erho-
ben. 

  

5 Die Rechnungen für die Erstellung oder den Aus-
bau und Unterhalt von Wasserversorgungs- und Ab-
wasserentsorgungsanlagen werden als Spezialfinan-
zierungen bzw. geschlossene Rechnungen geführt. 
 

  

Art.  52 
Bemessung, Veranlagung und Bezug 

  

1 Die Anschlussgebühren (Wasseranschlussgebüh-
ren, Abwasseranschlussgebühren, besondere An-
schlussgebühren), die Wassergebühren (Grundge-
bühren, Mengengebühren) sowie die Abwasserge-
bühren (Grundgebühren, Mengengebühren) werden 
nach den Vorschriften dieses Gesetzes bzw. der Ge-
bührenordnung veranlagt und bezogen. 

  

2 Die Gebührenansätze für Wasser und Abwasser 
werden in der separaten Gebührenordnung festge-
setzt. 

  

3 Die Beiträge an Verkehrsanlagen richten sich nach 
den Vorschriften des kantonalen Rechts. 
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4 Die Gebührenansätze für die Grundgebühren und 
die Mengengebühren sind vom Gemeindevorstand 
periodisch innerhalb des im Erschliessungsgesetz 
festgesetzten Gebührenrahmens dem Finanzbedarf 
der Spezialfinanzierung der Ver- und Entsorgungsan-
lagen durch Änderung der Gebührenordnung anzu-
passen. 

  

5 Bei grossen Bauvorhaben mit einer Bausumme von 
über CHF 100'000'000.00, welche vor allem für Ge-
werbe- und Dienstleistungszwecke genutzt werden, 
deren Wasserverbrauch (und Entsorgung) unter-
durchschnittlich ist, kann der Gemeindevorstand bei 
der Festsetzung der Anschlussgebühren für die Was-
serversorgung und die Abwasserentsorgung im Ein-
zelfall von den Ansätzen gemäss Gebührenordnung 
abweichen, wobei die Grundsätze des Kostende-
ckungs- und Äquivalenzprinzips zu beachten sind. 
 

  

Art.  53 
Gebührenpflicht 

  

1 Schuldner der Gebühren sind die im Zeitpunkt der 
Fälligkeit im Grundbuch eingetragenen Grundeigen-
tümer. Bei Gesamteigentum sind die Gesamteigentü-
mer, bei Miteigentum die Miteigentümer Schuldner 
der Gebühren. Bei Baurechtsverhältnissen sind die 
Gebühren durch die Bauberechtigten zu bezahlen. 

1 Schuldnerin der Gebühren ist die im Zeitpunkt der 
Fälligkeit im Grundbuch eingetragenen Grundeigen-
tümerschaft. Bei Gesamteigentum schuldet die Ge-
samteigentümerschaft, bei Miteigentum die Miteigen-
tümerschaft die Gebühren. Bei Baurechtsverhältnis-
sen sind die Gebühren durch die Bauberechtigten zu 
bezahlen. 

 

2 Wechselt eine Liegenschaft nach Fälligkeit der Ab-
gabe die Hand, geht die Verpflichtung zur Bezahlung 
aller ausstehenden Abgaben auf den neuen Eigentü-
mer über. 

2 Wechselt eine Liegenschaft nach Fälligkeit der Ab-
gabe die Hand, geht die Verpflichtung zur Bezahlung 
aller ausstehenden Abgaben auf die neue Eigentü-
merschaft über. 
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3 Rechnungen und Verfügungen werden den im Zeit-
punkt der Rechnungsstellung im Grundbuch einge-
tragenen Personen zugestellt. Bei Baurechtsverhält-
nissen erfolgt die Rechnungsstellung an die Baube-
rechtigten, bei Gesamt- oder Miteigentum an die Ge-
samt- oder Miteigentümer, bei Stockwerkeigentum 
an die Verwaltung. Tritt bei einem Bauvorhaben nicht 
der Grundeigentümer als Bauherr auf, erfolgt die Zu-
stellung an die Bauherrschaft. 

3 Rechnungen und Verfügungen werden den im Zeit-
punkt der Rechnungsstellung im Grundbuch einge-
tragenen Personen zugestellt. Bei Baurechtsverhält-
nissen erfolgt die Rechnungsstellung an die Baube-
rechtigten, bei Gesamt- oder Miteigentum an die Ge-
samt- oder Miteigentümerschaft, bei Stockwerkeigen-
tum an die Verwaltung. Tritt bei einem Bauvorhaben 
nicht die Grundeigentümerschaft als Bauherrschaft 
auf, erfolgt die Zustellung an die Bauherrschaft. 

 

Art.  54 
Vorfinanzierung 

  

1 Die beitragspflichtigen Grundeigentümer können 
vom Gemeindevorstand angehalten werden, bis zu 
80% der Erschliessungskosten vorzuschiessen. 

1 Die beitragspflichtigen Grundeigentümerinnen und 
Grundeigentümer können vom Gemeindevorstand 
angehalten werden, bis zu 80% der Erschliessungs-
kosten vorzuschiessen. 

 

2 Wird die Ausführung durch die beteiligten Grundei-
gentümer beschlossen, haben sie vor Baubeginn je 
nach dem Anteil der Gemeinde 80% der mutmassli-
chen eigenen Kosten vorzuschiessen. 

2 Wird die Ausführung durch die beteiligten Grundei-
gentümerinnen und Grundeigentümer beschlossen, 
haben sie vor Baubeginn je nach dem Anteil der Ge-
meinde 80% der mutmasslichen eigenen Kosten vor-
zuschiessen. 

 

3 Die Kosten für die Vorschusszahlungen sind nach 
Massgabe der Grundstücke aufzuteilen. Über die 
vorschussweise geleisteten Zahlungen ist mit der 
Fälligkeit der Beiträge abzurechnen. 

  

Art.  55 
Pfandrecht 

  

1 Für die Erschliessungsbeiträge und Gebühren be-
steht ein gesetzliches Pfandrecht gemäss Art. 130 ff. 
EGzZGB. 
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2 Will die Gemeinde dieses Pfandrecht beanspru-
chen, so hat sie dies dem Grundeigentümer innert 
der gesetzlichen Fristen (Art. 132 EGzZGB) seit Fäl-
ligkeit des Beitrages oder der Gebühren mittels re-
kursfähiger Verfügung zu eröffnen. 

2 Will die Gemeinde dieses Pfandrecht beanspru-
chen, so hat sie dies der Grundeigentümerschaft in-
nert der gesetzlichen Fristen (Art. 132 EGzZGB) seit 
Fälligkeit des Beitrages oder der Gebühren mittels 
rekursfähiger Verfügung zu eröffnen. 

 

7.2 Wasserversorgung   

7.2.1 Anschlussgebühren   

Art.  56 
Wasseranschlussgebühr 

  

1 Für Gebäude, die erstmals an die öffentlichen Was-
serversorgungsanlagen angeschlossen werden, ist 
eine einmalige Wasseranschlussgebühr zu bezahlen. 
Diese bemisst sich nach dem indexierten Neuwert 
des angeschlossenen Gebäudes gemäss amtlicher 
Schätzung und den in der Gebührenordnung festge-
legten, nach Objektklassen abgestuften Gebühren-
ansätzen. Der Gebührensatz beträgt zwischen 0.5% 
und 2%. 

  

2 Wechselt ein Gebäude durch Änderung der Zweck-
bestimmung in eine Objektklasse mit höherem Was-
serverbrauch, ist eine Nachzahlung zu leisten. Diese 
bemisst sich anhand der Differenz des bisherigen 
und des neuen Gebührenansatzes. In Bagatellfällen 
kann die Baubehörde auf eine Nachzahlung verzich-
ten. 
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3 Werden an angeschlossenen Gebäuden nachträg-
lich bauliche Veränderungen (Umbauten, Erweiterun-
gen, Ersatzbauten) vorgenommen, durch die sich der 
Neuwert um mehr als 10% erhöht, ist eine Nachzah-
lung zu leisten. Diese wird auf der Differenz zwi-
schen dem indexierten Neuwert des Gebäudes ge-
mäss amtlicher Schätzung vor der baulichen Ände-
rung plus 10% und dem Neuwert nach vollzogener 
baulicher Änderung berechnet. Der Gebührenansatz 
richtet sich nach dem jeweiligen Gebührenansatz für 
Neubauten. Davon ausgenommen sind Erhöhungen 
des Neuwerts, welche aufgrund energetischer Mass-
nahmen entstehen. 

  

4 Ersatzbauten (Abbruch und Wiederaufbau) werden 
wie Umbauten behandelt. 

  

Art.  57 
Besondere Wasseranschlussgebühren 

  

1 Reichen die Erträge aus den Gebühren und die 
Rückstellungen zur Finanzierung neuer Wasserver-
sorgungsanlagen oder notwendiger Erneuerungen 
nicht aus, werden für alle angeschlossenen Bauten 
und Anlagen, die aus den Anlagen Nutzen ziehen, 
besondere Wasseranschlussgebühren erhoben. 

  

2 Müssen öffentliche Wasserversorgungsanlagen we-
gen besonderer Bedürfnisse einzelner Liegenschaf-
ten ausgebaut werden, wird von deren Eigentümern 
eine besondere Wasseranschlussgebühr zur De-
ckung der Ausbaukosten erhoben. Gleiches gilt für 
Wasseranschlüsse ausserhalb des Siedlungsgebiets. 
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3 Die Gebührenansätze für die besonderen Wasser-
anschlussgebühren werden durch den Gemeindevor-
stand festgesetzt. Im Übrigen gelten für die besonde-
ren Wasseranschlussgebühren sinngemäss die Vor-
schriften über die Wasseranschlussgebühren. 

  

Art.  58 
Veranlagung der Wasseranschlussgebühren 

  

1 Die Wasseranschlussgebühren für neue Gebäude 
sowie Nachzahlungen bei gebührenpflichtigen 
Zweckänderungen oder nachträglichen baulichen 
Veränderungen werden bei Erteilung der Baubewilli-
gung provisorisch veranlagt. Die definitive Veranla-
gung erfolgt nach Eingang der amtlichen Schätzung. 

  

2 Die Anschlussgebühren für den erstmaligen Was-
seranschluss bestehender Gebäude werden bei Er-
teilung der Anschlussbewilligung veranlagt. 

  

3 Massgeblich für provisorische Veranlagungen ist 
der voraussichtliche Wert bzw. Mehrwert des bewil-
ligten Bauvorhabens. Dieser wird auf Grund der ap-
proximativen Baukosten gemäss Baugesuch be-
stimmt. Sind die angegebenen Baukosten offensicht-
lich unzutreffend, wird der voraussichtliche Wert bzw. 
Mehrwert von der Baubehörde auf Grund des Bau-
zeitversicherungsantrages oder einer eigenen Schät-
zung festgelegt. 

  

4 Massgeblich für die definitive Veranlagung von 
Wasseranschlussgebühren ist der aufindexierte Neu-
wert des gebührenpflichtigen Bauvorhabens gemäss 
amtlicher Schätzung im Zeitpunkt des Anschlusses. 
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5 Weichen die provisorisch festgelegten von den defi-
nitiv veranlagten Gebühren ab, kann für den Diffe-
renzbetrag ein Verzugs- bzw. Vergütungszins nach 
den jeweils geltenden kantonalen Ansätzen erhoben 
werden. 

  

Art.  59 
Fälligkeit und Bezug der Wasseranschlussgebühren 

  

1 Die Wasseranschlussgebühren werden mit dem 
Anschluss der Liegenschaft an die öffentlichen Was-
serversorgungsanlagen zur Bezahlung fällig. Nach-
zahlungen für Zweckänderungen oder bauliche Ver-
änderungen werden mit Baubeginn zur Bezahlung 
fällig. 

  

2 Besondere Wasseranschlussgebühren werden mit 
der Fertigstellung der dadurch finanzierten Wasser-
versorgungsanlagen fällig. Die Gebührenpflichtigen 
können durch die Baubehörde bereits während der 
Bauausführung zur Leistung von Akontozahlungen 
verpflichtet werden. 

  

3 Provisorisch oder definitiv veranlagte Wasseran-
schlussgebühren sind innert 30 Tagen seit Zustel-
lung der entsprechenden Gebührenrechnung zu be-
zahlen. Bei verspäteter Zahlung wird ein Verzugszins 
in der Höhe der jeweils geltenden kantonalen An-
sätze berechnet. 
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7.2.2 Benützungsgebühren   

 Art.  59a (neu) 
Grundgebühr Wasser 

 

 1 Für alle an die öffentlichen Anlagen der Wasser-
versorgung angeschlossenen Gebäude sowie für 
private Quellfassungen auf Grundstücken im Eigen-
tum oder im Nutzungsvermögen der Gemeinde ist 
eine jährlich wiederkehrende Grundgebühr zu ent-
richten.  

Die Wasserversorgung der Gemeinde muss auf den 
Tages-Spitzenverbrauch an Trinkwasser ausgelegt 
sein, was zur Folge hat, dass die Infrastruktur auf ei-
nem hohen Niveau gehalten werden muss. Zusätz-
lich muss die Wasserversorgung auch den Lösch-
schutz garantieren. All dies ergibt hohe Fixkosten vor 
allem im Leitungsbau und in der Instandhaltung des 
Verteilnetzes. Aus diesem Grund sind die Kosten der 
Wasserversorgung weitgehend unabhängig vom ef-
fektiven Wasserverbrauch.  
 
Die Gemeinde Domat/Ems kennt derzeit keine Was-
ser-Grundgebühr. Im Rahmen dieser Teilrevision soll 
eine Solche eingeführt werden. Für den einzelnen 
Bezüger soll der Wasserpreis auf einer fixen Grund-
gebühr für die Inanspruchnahme der Infrastruktur 
und einer variablen Mengengebühr für das tatsäch-
lich konsumierte Wasser beruhen.  
 

 2 Die Bemessungsgrundlage für die Grundgebühr bil-
det die Leistungsfähigkeit des installierten Wasser-
zählers. Diese wird anhand des Nennwertes Qmax 
(maximaler Durchfluss in m³/h) bestimmt. 

 

 3 Als Bemessungseinheit gilt ein maximaler Durch-
fluss von 1 m³/h (Qmax = 1). Die Anzahl der Gebüh-
reneinheiten entspricht dem Qmax-Wert des jeweili-
gen Wasserzählers. Ein Wasserzähler mit einer Leis-
tungsfähigkeit von Qmax = 5 m³/h entspricht somit 5 
Gebühreneinheiten. 
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 4 Der Gebührenansatz beträgt Fr. 30 bis Fr. 45 pro 
Zählereinheit Qmax und enthält auch die Miete für 
den Wasserzähler. 

 

 5 Sind mehrere Gebäude an denselben Wasserzäh-
ler angeschlossen, wird die Grundgebühr für die ein-
zelnen Gebäude nach deren Gebäudegrösse oder 
den festgelegten Belastungswerten bemessen. Un-
abhängig von der tatsächlichen Dimensionierung des 
gemeinsamen Wasserzählers wird für jedes Ge-
bäude mindestens eine Grundgebühr im Umfang von 
5 Gebühreneinheiten (entsprechend Qmax = 5 m³/h) 
erhoben. 

 

 6 Erweist sich der Einbau eines Wasserzählers als 
unverhältnismässig (ausschliesslich Berggebiet), so 
kann anstelle einer Grundgebühr gemäss erwähnten 
Gebühreneinheiten eine Pauschale erhoben werden. 
Der Pauschalbetrag beläuft sich pro Gebäude zwi-
schen Fr. 50 und Fr. 100. In diesem Pauschalbetrag 
ist die Mengengebühr enthalten. 

Gilt für Bergzone (Maiensässe). 

 7 Der Pauschalbetrag für den Bezug von Trinkwasser 
mit privaten Quellfassungen auf Grundstücken im Ei-
gentum oder im Nutzungsvermögen der Gemeinde 
beträgt zwischen Fr. 30 und Fr. 100. 

 

 8 Für einen temporären Wasseranschluss ab Hydran-
ten oder Bauwasser gemäss Art. 10 Abs. 3 wird eine 
Grundgebühr von Fr. 100 bis Fr. 1’000 erhoben. 
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Art.  60 
Mengengebühr Wasser 

Art.  60 
Mengengebühr Wasser 

 

1 Die für alle angeschlossenen Bauten und Anlagen 
zu bezahlende Mengengebühr wird nach dem Frisch-
wasserverbrauch gemäss Wasserzähler periodisch 
durch den Gemeindevorstand in der Gebührenord-
nung festgelegt und veranlagt. Der Gebührenansatz 
beträgt zwischen Rp. 25 bis Rp. 75/m³. 

1 Die für alle angeschlossenen Bauten und Anlagen 
zu bezahlende Mengengebühr wird nach dem 
Frischwasserverbrauch gemäss Wasserzähler peri-
odisch durch den Gemeindevorstand in der Gebüh-
renordnung festgelegt und veranlagt. Der Gebüh-
renansatz beträgt Fr. 0.50 bis Fr. 1.50 pro m3 
Frischwasser. 

 

2 Die Veranlagung der Mengengebühr erfolgt auf 
Grund der Ablesung der Wasserzähler. Zeigt ein 
Wasserzähler den Wasserverbrauch offensichtlich 
unrichtig an oder bleibt er stehen, wird das seit der 
letzten Ablesung bezogene Wasser nach dem durch-
schnittlichen Verbrauch im gleichen Zeitabschnitt der 
letzten drei Jahre bestimmt, wobei Änderungen im 
Wasserbedarf zu berücksichtigen sind. 

  

3 Für die Vermietung des Wasserzählers wird eine 
jährliche Gebühr nach Massgabe der Grösse des 
Zählers erhoben. Die Höhe der Gebühr wird in der 
Gebührenordnung festgelegt. Erweist sich der Ein-
bau eines Wasserzählers als unverhältnismässig (vor 
allem im Berggebiet), so kann anstelle einer Gebühr 
für die Vermietung eines Wasserzählers eine Pau-
schale erhoben werden. Diese wird im Einzelfall vom 
Gemeindevorstand bestimmt. 

3 Für die Vermietung des Wasserzählers wird eine 
jährliche Gebühr nach Massgabe der Grösse des 
Zählers erhoben. Die Höhe der Gebühr wird in der 
Gebührenordnung festgelegt. Erweist sich der Ein-
bau eines Wasserzählers als unverhältnismässig (vor 
allem im Berggebiet), so kann anstelle einer Gebühr 
für die Vermietung eines Wasserzählers eine Pau-
schale erhoben werden. Diese wird im Einzelfall vom 
Gemeindevorstand bestimmt. 
 

Miete für Wasserzähler ist in der Grundgebühr ent-
halten, so dass Abs. 3 gestrichen werden kann. 

Art.  61 
Fälligkeit und Bezug Wassergebühren 

  

1 Die Wassergebühren werden jeweils bis Ende Ok-
tober in Rechnung gestellt. Erfolgt während des Jah-
res eine Handänderung, sind die Gebühren pro rata 
geschuldet und werden bei Handänderung in Rech-
nung gestellt. 

 Die Regelung gilt für Grund- und Mengengebühr. 



- 42 - 
 
 

 

Geltendes Recht Entwurf (Änderungen sind rot markiert) Notizen 

2 In Rechnung gestellte Gebühren sind innert 60 Ta-
gen seit Zustellung der Gebührenrechnung zu be-
zahlen. Bei verspäteter Zahlung wird ein Verzugszins 
in der Höhe der jeweils geltenden kantonalen An-
sätze berechnet. 

  

Art.  62 
Private Wasserversorgungsanlagen 

  

1 Die Kosten der privaten Wasserversorgungsanla-
gen sowie ihres Anschlusses an das öffentliche Netz 
tragen die Gesuchstellenden. Von der Gemeinde 
vorbereitete Anschlüsse werden bei Erteilung der An-
schlussbewilligung in Rechnung gestellt. 

  

2 Wird der Anschluss durch die Gemeinde ausge-
führt, können die Gesuchstellenden zur Sicherstel-
lung der mutmasslichen Kosten verpflichtet werden. 

  

3 Dienen Anschlüsse und Anschlussleitungen mehre-
ren Grundstücken, sind alle damit verbundenen Kos-
ten von den Privaten selbst aufzuteilen. Vorbehalten 
bleibt die Aufteilung der Kosten durch die Baube-
hörde bei Quartier- oder Arealplanverfahren sowie 
von privaten Anschlussleitungen, welche auf Anord-
nung der Baubehörde gemeinsam zu erstellen bzw. 
zu nutzen sind. 
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7.3 Abwasserentsorgung   

7.3.1 Anschlussgebühren   

Art.  63 
Abwasseranschlussgebühr 

  

1 Für Gebäude, die erstmals an die öffentlichen Ab-
wasseranlagen angeschlossen werden, ist eine ein-
malige Abwasseranschlussgebühr für Kanalisation 
und Abwasserreinigungsanlage (ARA) zu bezahlen. 
Diese bemisst sich nach dem indexierten Neuwert 
des angeschlossenen Gebäudes gemäss amtlicher 
Schätzung und den in der Gebührenordnung festge-
legten Gebührenansätzen. Der Gebührensatz beträgt 
zwischen 0.5% und 2%. 

  

2 Werden an angeschlossenen Gebäuden nachträg-
lich bauliche Veränderungen (Umbauten, Erweiterun-
gen, Ersatzbauten) vorgenommen, durch die sich der 
Neuwert um mehr als 10% erhöht, ist eine Nachzah-
lung zu leisten. Diese wird auf der Differenz zwi-
schen dem indexierten Neuwert des Gebäudes ge-
mäss amtlicher Schätzung vor der baulichen Ände-
rung plus 10% und dem Neuwert nach vollzogener 
baulicher Änderung berechnet. Der Gebührenansatz 
richtet sich nach dem jeweiligen Gebührenansatz für 
Neubauten. Davon ausgenommen sind Erhöhungen 
des Neuwerts, welche aufgrund energetischer Mass-
nahmen entstehen. 

  

3 Ersatzbauten (Abbruch und Wiederaufbau) werden 
wie Umbauten behandelt. 
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Art.  64 
Besondere Abwasseranschlussgebühren 

  

1 Reichen die Erträge aus den Gebühren und die 
Rückstellungen zur Finanzierung neuer Abwasseran-
lagen oder notwendiger Erneuerungen nicht aus, 
werden für alle angeschlossenen Bauten und Anla-
gen, die aus den Anlagen Nutzen ziehen, besondere 
Abwasseranschlussgebühren erhoben. 

  

2 Müssen öffentliche Abwasseranlagen wegen be-
sonderer Bedürfnisse einzelner Liegenschaften aus-
gebaut werden, wird von deren Eigentümern eine be-
sondere Abwasseranschlussgebühr zur Deckung der 
Ausbaukosten erhoben. 

  

3 Die Gebührenansätze für die besonderen Abwas-
seranschlussgebühren werden durch Beschluss des 
Gemeindevorstandes festgesetzt. Im Übrigen gelten 
für die besonderen Abwasseranschlussgebühren 
sinngemäss die Vorschriften über die Abwasseran-
schlussgebühren. 

  

Art.  65 
Veranlagung Abwasseranschlussgebühren 

  

1 Die Abwasseranschlussgebühren für neue Ge-
bäude sowie Nachzahlungen bei gebührenpflichtigen 
Zweckänderungen oder nachträglichen baulichen 
Veränderungen werden bei Erteilung der Baubewilli-
gung provisorisch veranlagt. Die definitive Veranla-
gung erfolgt nach Eingang der amtlichen Schätzung. 

  

2 Die Anschlussgebühren für den erstmaligen Abwas-
seranschluss bestehender Gebäude werden bei Er-
teilung der Anschlussbewilligung veranlagt. 
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3 Massgeblich für provisorische Veranlagungen ist 
der voraussichtliche Wert bzw. Mehrwert des bewil-
ligten Bauvorhabens. Dieser wird auf Grund der ap-
proximativen Baukosten gemäss Baugesuch be-
stimmt. Sind die angegebenen Baukosten offensicht-
lich unzutreffend, wird der voraussichtliche Wert bzw. 
Mehrwert von der Baubehörde auf Grund des Bau-
zeitversicherungsantrages oder einer eigenen Schät-
zung festgelegt. 

  

4 Massgeblich für die definitive Veranlagung von Ab-
wasseranschlussgebühren ist der aufindexierte Neu-
wert des gebührenpflichtigen Bauvorhabens gemäss 
amtlicher Schätzung im Zeitpunkt des Anschlusses. 

  

5 Weichen die provisorisch festgelegten von den defi-
nitiv veranlagten Gebühren ab, kann für den Diffe-
renzbetrag ein Verzugs- bzw. Vergütungszins nach 
den jeweils geltenden kantonalen Ansätzen erhoben 
werden. 

  

Art.  66 
Fälligkeit und Bezug Abwasseranschlussgebühren 

  

1 Die Abwasseranschlussgebühren werden mit dem 
Anschluss der Liegenschaft an die öffentlichen Ab-
wasseranlagen zur Bezahlung fällig. Nachzahlungen 
für Zweckänderungen oder bauliche Veränderungen 
werden mit Baubeginn zur Bezahlung fällig. 

  

2 Besondere Abwasseranschlussgebühren werden 
mit der Fertigstellung der dadurch finanzierten Ab-
wasseranlagen fällig. Die Gebührenpflichtigen kön-
nen durch die Baubehörde bereits während der Bau-
ausführung zur Leistung von Akontozahlungen ver-
pflichtet werden. 
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3 Provisorisch oder definitiv veranlagte Abwasseran-
schlussgebühren sind innert 60 Tagen seit Zustel-
lung der entsprechenden Gebührenrechnung zu be-
zahlen. Bei verspäteter Zahlung wird ein Verzugszins 
in der Höhe der jeweils geltenden kantonalen An-
sätze berechnet. 

  

7.3.2 Benützungsgebühren   

Art.  67 
Mengengebühr Abwasser 

  

1 Die für alle angeschlossenen Liegenschaften zu be-
zahlende Mengengebühr wird nach dem Frischwas-
serverbrauch gemäss Wasserzähler periodisch durch 
den Gemeindevorstand in der Gebührenordnung 
festgelegt und veranlagt. Der Gebührenansatz be-
trägt zwischen Rp. 50 bis CHF 1.25/m³. 

  

2 Die Veranlagung der Mengengebühr erfolgt auf 
Grund der Ablesung der Wasserzähler. Zeigt ein 
Wasserzähler den Wasserverbrauch offensichtlich 
unrichtig an oder ist er stehen geblieben, wird das 
seit der letzten Ablesung bezogene Wasser nach 
dem durchschnittlichen Verbrauch im gleichen Zeit-
abschnitt der letzten drei Jahre bestimmt, wobei Än-
derungen im Wasserbedarf zu berücksichtigen sind. 

  

Art.  68 
Fälligkeit und Bezug Abwassergebühren 

  

1 Die Abwassergebühren werden jeweils bis Ende 
Oktober in Rechnung gestellt. Erfolgt während des 
Jahres eine Handänderung, sind die Gebühren pro 
rata geschuldet und werden bei Handänderung in 
Rechnung gestellt. 
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2 In Rechnung gestellte Gebühren sind innert 60 Ta-
gen seit Zustellung der Gebührenrechnung zu be-
zahlen. Bei verspäteter Zahlung wird ein Verzugszins 
in der Höhe der jeweils geltenden kantonalen An-
sätze berechnet. 

  

7.3.3 Weitere Gebühren   

Art.  69 
Gebühren für besondere Dienstleistungen 

  

1 Für besondere Dienstleistungen der Gemeinde kön-
nen von den Verursachern besondere Gebühren er-
hoben werden. 

  

2 Für die Erteilung von Bewilligungen und andere In-
anspruchnahmen der Gemeindeverwaltung werden 
Verwaltungs- und Kanzleigebühren erhoben. 

  

3 Die Höhe dieser Gebühren wird in der Gebühren-
ordnung festgelegt. 

  

8 Strafbestimmungen   

Art.  70 
Kontrolle, Bussverfügung 

  

1 Der Gemeindevorstand kontrolliert die Einhaltung 
der Bestimmungen dieses Gesetzes und dessen 
Verordnung. 

  

2 Widerhandlungen gegen dieses Gesetz und ge-
stützt darauf erlassene Vorschriften und Verfügun-
gen werden vom Gemeindevorstand unter Vorbehalt 
von Art. 85 im ordentlichen Verwaltungsstrafverfah-
ren mit Busse bis CHF 5'000.00 bestraft. 
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Art.  71 
Verwarnung/Ordnungsbusse 

  

1 Untergeordnete Verstösse kann der Departements-
vorsteher mit Verwarnung oder Ordnungsbusse bis 
maximal CHF 100.00 ahnden. 

1 Untergeordnete Verstösse kann die Departements-
vorsteherin oder der Departementsvorsteher mit Ver-
warnung oder Ordnungsbusse bis maximal 
CHF 100.00 ahnden. 

 

2 Mit Bezahlung der Ordnungsbusse innert 20 Tagen 
wird diese rechtskräftig. Bei Ablehnung der Busse o-
der Nichtbezahlung innert 20 Tagen erfolgt eine Ver-
zeigung an den Gemeindevorstand. Dieser entschei-
det über eine allfällige Busse im ordentlichen Verfah-
ren (Art. 70), wobei er nicht an den Strafrahmen für 
Ordnungsbussen gebunden ist. 

  

3 Im Ordnungsbussenverfahren werden die persönli-
chen Verhältnisse des Täters nicht berücksichtigt. 
Der Täter ist darauf hinzuweisen, dass bei Nichtbe-
zahlung der Ordnungsbusse das ordentliche Verwal-
tungsstrafverfahren durchgeführt wird. 

  

9 Rechtsmittel   

Art.  72 
Einsprache 

  

1 Einsprachen gegen die Veranlagung der Gebühren 
sowie Einsprachen im Zusammenhang mit der Erhe-
bung von Mengengebühren oder Gebühren, welche 
gestützt auf dieses Gesetz erlassen werden, sind 
schriftlich und begründet bei der Gemeinde einzu-
reichen. 

  

2 Erfolgt die Gebührenerhebung durch Zustellung ei-
ner Rechnung, ist die Einsprache innert 30 Tagen 
seit Rechnungsstellung, in anderen Fällen innert 
30 Tagen seit Bezahlung der Gebühren zu erheben. 
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3 Der Gemeindevorstand prüft die Einsprache und er-
lässt einen begründeten Einspracheentscheid. 

  

 


